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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 15. Mai  1964 

Abschrift 

An den 
Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
269. Sitzung am 15. Mai 1964 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 29. April 1964 verabschiedeten 

Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen 

sozialen Jahres 

- Drucksachen IV/986, IV/2138 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grunde einberufen wird. 

Kiesinger 

Vizepräsident 

Bonn, den 15. Mai 1964 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 30. April 1964 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Kiesinger 

Vizepräsident 
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Anlage 

Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 

zum Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres 

Hinter § 14 

Hinter § 14 ist folgender § 14 a einzufügen: 

„§ 14 a 

Die Tätigkeit im Rahmen des freiwilligen sozialen 
Jahres gilt als Arbeitsverhältnis." 

Begründung 

Die Tätigkeit im Rahmen des freiwilligen sozialen 
Jahres ist nach den Ausführungen der Bericht-
erstatterin des federführenden Bundestagsausschus-
ses weder ein Arbeits- noch ein Ausbildungsver-
hältnis. Das hat zur Folge, daß die Teilnehmer am 

freiwilligen sozialen Jahr ohne die vorgeschlagene 
Ergänzung nicht in den Genuß der arbeitsrechtlichen 
Schutzvorschriften gelangen würden. Dies erscheint 
insofern bedenklich, als das freiwillige soziale Jahr 
bereits von der Vollendung des 17. Lebensjahres an 
abgeleistet werden kann, obwohl für vergleichbare 
Berufe (z. B. Krankenschwester, Krankenpfleger) 
unter Berücksichtigung der physischen und psychi-
schen Belastungen dieser Tätigkeiten sonst eine 
gesetzliche Mindestaltersgrenze von 18 Jahren fest-
gesetz ist. Um so notwendiger ist es, den Teilneh-
mern am freiwilligen sozialen Jahr durch die Gleich-
stellung ihrer Tätigkeit mit  einem Arbeitsverhältnis 
den Schutz der Vorschriften z. B. des Jugendarbeits-
schutzgesetzes, des Mutterschutzgesetzes, des Bun-
desurlaubsgesetzes und der gesetzlichen Vorschrif-
ten über die Mitbestimmung zu gewähren. 


